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Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates 
Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag
gemäß § 7 des Gesetzes zur Einrichtung eines Nationalen
Normenkontrollrates (NKR-Gesetz) jährlich einen Be-
richt über die Erfahrungen mit der angewandten Metho-
dik zur standardisierten Bürokratiekostenmessung, den
Stand des Bürokratiekostenabbaus in den einzelnen Mi-
nisterien und die aktuelle Prognose, ob die von der Bun-
desregierung festgelegten Ziele innerhalb des angegebe-
nen Zeitraums erreicht werden.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) nimmt hiermit
gemäß § 4 Absatz 3 NKR-Gesetz zu dem jährlichen Be-
richt der Bundesregierung Stellung zu der Frage, „inwie-
weit das von der Bundesregierung gesetzte Ziel erreicht
worden ist“.

1 Abschluss der Bestandsmessung – 
Schaffung einer belastbaren Grundlage 
zur Berechnung des Abbauziels

Die Bundesregierung hat – mit erheblicher vermeidbarer
Verzögerung – eine Reihe wichtiger methodischer Fragen
geklärt. Damit konnte die Messung der Informations-
pflichten, die zum Stichtag 30. September 2006 erfasst
worden sind, abgeschlossen werden. Der Normenkon-
trollrat begrüßt, dass dadurch die Grundlage für den Er-
folg des Regierungsprogramms geschaffen wurde. Nun
können alle Anstrengungen auf die Erreichung des Ab-
bauziels gerichtet werden.

Nach Abschluss der Bestandsmessung beläuft sich die
Gesamtbelastung der deutschen Wirtschaft auf 47,6 Mrd.
Euro. Die Bundesregierung weist zutreffend darauf hin,
dass sich dieser Betrag noch verändern wird. Regelungen,
die in der Übergangszeit zwischen dem Stichtag der Be-
standsmessung (30. September 2006) und dem obligatori-
schen Beginn des Ex-ante-Verfahrens (1. Juli 2007) vom
Kabinett beschlossen worden sind, werden noch nachge-
messen. Gleiches muss für Informationspflichten inner-
halb von Schuldverhältnissen gelten, die bisher noch
nicht vollständig zur Messung gemeldet worden sind.

Die Bundesregierung teilt die bisher gemessene Gesamt-
belastung nach Verursacherebenen (national/internatio-
nal) auf. Danach ergibt sich auf Basis der ermittelten na-
tional veranlassten Bürokratiekosten für die Wirtschaft
von 22,5 Mrd. Euro ein Abbau von rund 29,4 Prozent.
Bei den in Höhe von 25,1 Mrd. Euro pro Jahr ermittelten
Bürokratiekosten für die Wirtschaft, die auf europäischen
und internationalen Vorgaben beruhen, ergibt sich ein Ab-
bau von rund 2 Prozent.

Die Bundesregierung trifft – wie bereits im vorangegan-
genen Bericht – keine ausdrückliche Festlegung, welche
Auswirkungen diese Aufteilung für das Abbauziel hat.
Der Normenkontrollrat geht weiterhin davon aus, dass die
Bundesregierung gemäß der gesetzlichen Regelung des
NKR-Gesetzes alle Bürokratiekosten, die auf Bundes-
recht beruhen, unabhängig von der Verursacherebene in
das Abbauziel einbeziehen wird. Wie die von der Bundes-
regierung vorgenommene Aufteilung zeigt, sind ver-

stärkte Bemühungen beim Abbau von Belastungen not-
wendig, die auf EU- oder internationales Recht
zurückzuführen sind.

2 Erreichung des Zwischenziels/
Präzisierung als Netto-Ziel

Die Bundesregierung geht in ihrem Jahresbericht davon
aus, dass sie ihr Zwischenziel erreichen und 12,5 Prozent
der Bürokratiekosten bis Ende 2009 abbauen wird. Aus-
gehend von einer Gesamtbelastung von 47,6 Mrd. Euro
beläuft sich das Abbauziel demnach auf rund 12 Mrd.
Euro und das Zwischenziel auf rund 6 Mrd. Euro. Diese
konkrete kostenmäßige Bezifferung des Abbauziels fin-
det sich nicht im Jahresbericht wieder. Der Normenkon-
trollrat hätte eine solche Festlegung nach Abschluss der
Bestandsmessung erwartet, da nur auf diese Weise die
notwendige Transparenz über den Zielerreichungsgrad
hergestellt werden kann.

Bislang hat die Bundesregierung Abbaumaßnahmen in
Höhe von rund 6,58 Mrd. Euro beschlossen. Davon hat
der NKR Maßnahmen in Höhe von rund 4,4 Mrd. Euro
im Rahmen des Ex-ante-Verfahrens geprüft. Die verblei-
benden Abbaumaßnahmen mit einem Volumen von
2,2 Mrd. Euro lagen dem NKR nicht vor, da sie vor seiner
Berufung, bzw. im Rahmen einer Übergangsregelung
ohne Prüfung des NKR verabschiedet wurden.

Von den 6,58 Mrd. Euro lassen sich bislang rund 5,9 Mrd.
Euro der Bestandsmessung zuordnen. Bei einem Teil der
Maßnahmen, die sich nicht zuordnen ließen, hat der Nor-
menkontrollrat Zweifel, ob das damit verbundene Abbau-
volumen korrekt eingeschätzt worden ist. Der Normen-
kontrollrat erwartet, dass dies kurzfristig geklärt wird.

Darüber hinaus enthält der Bericht geplante, aber noch
nicht vom Kabinett beschlossene Entlastungsmaßnahmen
in Höhe von 0,45 Mrd. Euro. Davon lassen sich bislang
Maßnahmen in Höhe von 0,3 Mrd. Euro der Bestands-
messung zuordnen. Der Normenkontrollrat regt an, diese
Maßnahmen noch in dieser Legislaturperiode umzuset-
zen.

Der Bericht der Bundesregierung lässt nicht erkennen, in
welcher Höhe seit Beginn des Regierungsprogramms
neue belastende Regelungen verabschiedet wurden. In
der jetzigen Darstellung sind Regelungsvorhaben aus die-
sem Zeitraum, die per Saldo zu einer Belastung führen,
nicht enthalten. Diese Angabe ist jedoch zwingend erfor-
derlich, um zu beurteilen, ob das Abbauziel erreicht wird.
Der Normenkontrollrat hatte bereits mehrfach darauf hin-
gewiesen, dass bei der Feststellung der Zielerreichung die
Auswirkungen neuer Vorhaben berücksichtigt werden
müssen (sog. „Nettoziel“). Nur so ist eine nachhaltige
Entlastung von Bürokratiekosten zu erreichen. Der Nor-
menkontrollrat fordert die Bundesregierung nochmals
auf, sich ausdrücklich zum Nettoziel zu bekennen und
künftig in ihren Jahresberichten auch die Belastungen
neuer Regelungen auszuweisen.

Die bereits vorgelegten Abbaumaßnahmen zeigen, dass
sich das Regierungsprogramm insgesamt auf einem guten
Weg befindet. Der Normenkontrollrat ist zuversichtlich,
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dass die Bundesregierung das Zwischenziel bis Ende des
Jahres 2009 trotz der oben genannten Unwägbarkeiten er-
reichen kann.

3 Planung der Bundesregierung für die 
Erreichung des 25-Prozent-Abbauziels

Internationale Erfahrungen zeigen, dass es notwendig ist,
auch die Umsetzung des zweiten Teils des 25-Prozent-
Ziels vorzubereiten: z. B. klare Verantwortlichkeiten be-
nennen, ressortspezifische Ziele vereinbaren und Termine
setzen, bis wann Abbaumaßnahmen zu identifizieren
sind. Der Normenkontrollrat erwartet, dass noch vor Ende
der Legislaturperiode die notwendigen Vorarbeiten dafür
geleistet werden, dass bald nach der Bundestagswahl die
Bundesregierung ein Abbaukonzept für weitere 12,5 Pro-
zent vorlegen kann.

4 Spürbare Entlastungsmaßnahmen

Der Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregie-
rung die Anregung des Normenkontrollrates aufgegriffen
hat, verstärkt die Spürbarkeit von Abbaumaßnahmen in
den Blick zu nehmen. Der Normenkontrollrat hat in der
Vergangenheit mehrfach betont, dass der Erfolg des Pro-
gramms zum Bürokratieabbau maßgeblich davon ab-
hängt, dass die Entlastung beim einzelnen Unternehmen
tatsächlich ankommt. Er hatte die Bundesregierung darin
bestärkt, sich nicht nur auf die kostenintensivsten und da-
mit gesamtwirtschaftlich bedeutsamen Informations-
pflichten zu konzentrieren. Zusätzlich sollten auch die In-
formationspflichten auf ihr Vereinfachungspotential hin
untersucht werden, die bestimmte Branchen, Unterneh-
mensarten oder Situationen (sog. Mikroebene) besonders
betreffen, auch wenn deren gesamtwirtschaftliche Belas-
tung vergleichsweise geringer ist. Wie eine Studie des
NKR1 zeigt, führt der Abbau von gesamtwirtschaftlich
bedeutsamen Bürokratiekosten nicht zwangsläufig zu ei-
ner für das einzelne Unternehmen spürbaren Entlastung.

Vor diesem Hintergrund hat das Statistische Bundesamt
diejenigen Informationspflichten aus der Bestandsmessung
herausgefiltert, die für einzelne Unternehmen bzw. be-
stimmte Branchen besonders kostenintensiv sind (rund 750)
und den Ressorts entsprechende Auswertungen zur Verfü-
gung gestellt.

Der vorgelegte Jahresbericht enthält zwar eine einge-
hende Darstellung der vom Statistischen Bundesamt
durchgeführten Analyse. Offen bleibt, welche konkreten
Schlussfolgerungen die Bundesregierung daraus für ihre
Abbaumaßnahmen zieht. Ein Abgleich, ob die bisher auf
den Weg gebrachten Abbaumaßnahmen die vom Statisti-
schen Bundesamt identifizierten „spürbaren“ Informa-
tionspflichten betreffen, wurde nicht vorgenommen.

Der Normenkontrollrat erwartet, dass die Bundesregie-
rung bei der Konzipierung weiterer Abbaumaßnahmen

verstärkt auch die unternehmens- bzw. branchenspezifi-
schen Wirkungen einbezieht. Um die Spürbarkeit von
Entlastungsmaßnahmen sicherstellen zu können, bietet es
sich an, die statistische Auswertung der Bestandsmessung
in einem weiteren Schritt mit ausgewählten Unternehmen
rückzukoppeln. Darüber hinaus sollte die Bundesregie-
rung die bereits verabschiedeten Vereinfachungsmaßnah-
men hinsichtlich ihrer Relevanz für das einzelne Unter-
nehmen bzw. für die einzelne Branche prüfen.

5 EU-Recht

Der Normenkontrollrat teilt die Einschätzung der Bun-
desregierung, dass viele Belastungen ihren Ursprung im
europäischen Recht haben. Dies zeigen auch die Ergeb-
nisse der Bestandsmessung, wonach Bürokratiekosten
von mehr als 25 Mrd. Euro auf europäisches und inter-
nationales Recht zurückgehen. Für einen erfolgreichen
Bürokratieabbau ist es daher wichtig, dass die Bundes-
regierung die EU-Kommission bei der Entwicklung von
Vereinfachungsvorschlägen unterstützt und bei den Ver-
handlungen im Rat auf einen spürbaren Bürokratieabbau
hinwirkt. Gleichwohl bestehen auch bei der Umsetzung
von europäischem Recht Spielräume für bürokratiekos-
tenarme nationale Regelungen, die die Bundesregierung
weiter nutzen sollte.

Die Bundesregierung hat mit der nationalen Bestands-
messung die ins deutsche Recht umgesetzten EU-Richtli-
nien erfasst. Der Normenkontrollrat begrüßt, dass darüber
hinaus auch ein Teil der EU-Verordnungen aus dem Ak-
tionsprogramm der EU-Kommission gemessen worden
ist. Auf diese Weise wird gewährleistet, dass die ermittel-
ten Belastungen aus diesen Regelungen methodisch und
empirisch nachvollziehbar sind. Der NKR hält es für
sinnvoll, dass die Bundesregierung die Belastungen aus
denjenigen Verordnungen des Aktionsprogramms, die
bislang noch nicht vom Statistischen Bundesamt gemes-
sen worden sind, ermittelt, um gegenüber der EU-Kom-
mission eigene Messergebnisse vorweisen zu können.
Die bisherigen Erfahrungen mit der EU-Bestandsmes-
sung unterstreichen diese Notwendigkeit nachdrücklich.
Belastbare Messergebnisse erleichtern es der Bundes-
regierung, eigene Vorschläge für Vereinfachungen auf
EU-Ebene zu entwickeln und diese in den EU-Abbaupro-
zess einzubringen.

6 Bürgerinnen und Bürger entlasten

Der Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregie-
rung zum 1. Januar 2009 flächendeckend die Belastungen
für Bürgerinnen und Bürger bei neuen Regelungsvorha-
ben ausweisen will. Er empfiehlt, bei der Ermittlung der
bürokratischen Belastung eine adressatenorientierte Per-
spektive zugrunde zu legen und insbesondere auch Wege-
und Wartezeiten sowie relevante weitere Kosten zu be-
rücksichtigen. Wege- und Wartezeiten empfinden Bürge-
rinnen und Bürger in der Regel als besonders belastend.
Der Normenkontrollrat ist daher – anders als die Bundes-
regierung – der Auffassung, dass solche Zeiten immer
dann in Ansatz gebracht werden müssen, wenn sie erheb-

1 Studie über bürokratische Belastungen einzelner Unternehmen/die
Spürbarkeit von Reduzierungsmaßnahmen sicherstellen vom Mai 2008,
download möglich unter: www.normenkontrollrat.bund.de.
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lich sind und üblicherweise bei der Erfüllung der Infor-
mationspflicht anfallen.

Gegen Ende des ersten Halbjahres 2009 wird die Bundes-
regierung gemeinsam mit dem NKR das Ex-ante-Verfah-
ren bei Bürgerinnen und Bürger evaluieren. Diese Eva-
luierung bietet auch die Möglichkeit, den Dissens
zwischen Bundesregierung und NKR über den Umgang
mit Wege- und Wartezeiten auszuräumen.

Unklar ist bisher die Gesamtstrategie der Bundesregie-
rung zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Die
Bundesregierung sollte insbesondere Festlegungen zur
Frage treffen, wie und bis wann das Ziel der vollständi-
gen Bestandsmessung erreicht werden soll. Der Normen-
kontrollrat empfiehlt, dass noch in dieser Legislaturpe-
riode eine Reihe von Ressorts mit der Durchführung von
Modellvorhaben zur Entlastung von Bürgerinnen und
Bürgern bei ausgewählten Gesetzgebungsbereichen unter
Einschluss des Lebenslagenkonzepts beginnen. Weiterhin
sollte ein konkretes Abbauziel festgelegt und erste Ab-
baumaßnahmen zeitnah auf den Weg gebracht werden.

7 Monitoring
Die Bundesregierung hat erstmals ein Konzept für ein
kontinuierliches Monitoring der Bürokratiekostenent-
wicklung vorgelegt. Da die Bestandsmessung eine stich-
tagsbezogene Momentaufnahme der Bürokratiekosten der
Wirtschaft darstellt, muss sie fortgeschrieben werden, da-
mit sie auch künftig ein aktuelles Bild der bürokratischen
Belastung vermitteln kann.

Das Konzept sieht daher eine Messung der Informations-
pflichten durch das Statistische Bundesamt nach Ablauf
von zwei Jahren nach Inkrafttreten einer neuen Regelung
vor.

Darüber hinaus kann die Geschäftsstelle Bürokratieabbau
im Bundeskanzleramt in Absprache mit dem zuständigen
Ressort eine aktuelle Messung durch das Statistische
Bundesamt veranlassen, wenn objektive Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass die Parameter, die den Schätzergeb-
nissen zugrunde liegen, sich verändert haben (insbeson-
dere wesentliche Änderungen im parlamentarischen Ver-
fahren, aber auch Änderung von Verwaltungsverfahren
beispielsweise bei Einführung elektronischer Verfahren).

Der Normenkontrollrat ist demgegenüber der Auffassung,
dass wesentliche Änderungen der Bürokratiekosten nach
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens erfasst werden
müssen. Das Ziel – durchgängig ein belastbares Bild der
aktuellen bürokratischen Belastung zu erhalten – kann
nur auf diesem Weg sichergestellt werden.

8 Weitere Perspektiven: Aktion Bürokratie-
abbau – Zusammenarbeit mit Ländern, 
Kommunen und Sozialversicherungs-
trägern

Für einen effektiven Bürokratieabbau bedarf es der Un-
terstützung aller am Prozess beteiligten Akteure, da Bür-
gerinnen und Bürger sowie Unternehmen nicht unter-
scheiden, ob ihre Belastungen durch Bundes- oder

Landesrecht oder sonstige Vorschriften verursacht wer-
den. Zudem können die bürokratischen Belastungen nicht
ohne Berücksichtigung der Vollzugsprozesse wirksam re-
duziert werden. Ein ganzheitliches Vorgehen ermöglicht,
die Erfahrungen der Bundesregierung mit denen der Län-
der, Kommunen und Sozialversicherungsträger zu ver-
knüpfen und insoweit das Programm zum Bürokratieab-
bau auf eine breitere Basis zu stellen.

Vor diesem Hintergrund begrüßt der Normenkontrollrat,
dass die Bundesregierung seine Anregungen zur projekt-
bezogenen, ebenenübergreifenden Zusammenarbeit mit
Ländern, Kommunen und Sozialversicherungsträgern
aufgegriffen hat. Dadurch kann sichergestellt werden,
dass das Programm der Bundesregierung durch Maßnah-
men anderer Verantwortungsträger im Sinne einer nach-
haltigen Entlastung der Betroffenen sinnvoll ergänzt
wird.

So können zudem Vereinfachungsmaßnahmen identifi-
ziert werden, die über eine Reduzierung der Bürokratie-
kosten im Sinne des Standardkosten-Modells hinaus ge-
hen und auch anderweitige, für den Betroffenen ebenso
relevante Belastungen wie z. B. irritierende Faktoren und
Kosten aus inhaltlichen Vorgaben umfassen. Diese Ein-
schätzung wird durch eine Studie des NKR2 gestützt.

Der Normenkontrollrat regt an, dass die Bundesregierung
ihre Zusammenarbeit mit Ländern, Kommunen und So-
zialversicherungsträgern ausbaut und entsprechend kon-
krete Projekte hierzu vereinbart. Ziel sollte dabei sein,
weitere relevante Handlungsfelder zu erschließen, die im
nächsten Jahr gemeinsam in Angriff genommen werden
können. Ansatzpunkte dafür können kostenintensive bun-
desrechtliche Regelungen sein, die durch Länder, Kom-
munen oder Sozialversicherungsträger vollzogen werden
und für die Adressaten eine erhebliche Belastung darstel-
len.

Fazit

Die Bundesregierung ist mit dem Abschluss der Be-
standsmessung und der Verabschiedung weiterer Entlas-
tungsmaßnahmen der Erreichung des Zwischenziels – wenn
auch nach erheblichen vermeidbaren zeitlichen Verzöge-
rungen – einen wichtigen Schritt näher gekommen. Der
Normenkontrollrat ist zuversichtlich, dass die Bundes-
regierung das Zwischenziel bis Ende des Jahres 2009
trotz der in Nummer 2 genannten Unwägbarkeiten errei-
chen kann.

Da es noch kein Gesamtkonzept zur Erreichung des Ab-
bauziels von insgesamt 25 Prozent bis 2011 gibt, erwartet
der Normenkontrollrat, dass noch vor Ende der Legisla-
turperiode die notwendigen Vorarbeiten dafür geleistet
werden, dass bald nach der Bundestagswahl die Bundes-
regierung ein Abbaukonzept für weitere 12,5 Prozent vor-
legen kann.

2 Studie über bürokratische Belastungen einzelner Unternehmen/die
Spürbarkeit von Reduzierungsmaßnahmen sicherstellen vom Mai 2008,
download möglich unter: www.normenkontrollrat.bund.de.
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